
Nr. ~/J 

1994 -01- 21 

TI~)(j3der B~:.i~.'lY~ zu den ~.!er1o~~pJ:t:,,(h,'n 1',·,--,t,,' ,.n,:. 
" ". ;'.'., ';"n:dr;.l tcs X \/ Ul. Ges'."'L" 'j'-l"~"'r'"'' k~': 

ANFRAGE 

der Abgeordneten Dr.Khol, Svihalek, Monika Langthaler 
und Kollegen 

an die Bundesministerin für Umwelt, Jugend und Familie 

betreffend Vorbereitungsarbeiten zum Umweltverträglichkeits­
prüfungsgesetz 

Das Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz wurde vom Nationalrat 
am 24.9.1993 nach lang andauernden parlamentarischen Beratungen 

beschlossen. Um ausreichend Zeit für die nötigen Vorbereitungs­

arbeiten zur Verfügung zu stellen, wurde im Gesetz eine 

Legisvakanz bis 1.7.1994 vorgesehen. Demnach wird das erste 

UVP-Verfahren - nach Durchführung des gesetzliCh vorgesehenen 
Vorverfahrens - für Anfang 1995 zu erwarten sein. 

Durch die im österreichischen Verwaltungsverfahren neuartige 

Konstruktion eines alle Genehmigungen umfassenden konzentrier­

ten Bewilligungsverfahrens, welches von der jeweiligen Landes­

regierung durchzuführen ist und in dem erstmalig die Umwelt­

verträglichkeitsprüfung einen integrierenden Bestandteil dar­

stellt, ist für die Länder ein Zwang zum Umbau der Verwaltungs­

strukturen bzw. zur Neugliederung von eigens die UVP vollziehen­
den Abteilungen geschaffen worden. 

In seiner Beschlußfassung ging der Nationalrat davon aus, daß 

die bis zum Inkrafttreten verstreichende Zeit von den zu­

ständigen Verwaltungseinheiten für diese Arbeiten intensiv 
genützt wird. 
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Die unterzeichneten Abgeordneten stellen daher an die 
Bundesministerin für Umwelt, Jugend und Familie folgende 

A n fra g e: 

1) Wurden bereits vom Umweltministerium Kontakte mit den 

Landesregierungen zum Zwecke der Information über die 

Inhalte des UVP-Gesetzes sowie zur Schulung der zuständigen 

Verwaltungsbeamten aufgenommen? 

Wenn ja, wie weit sind diese Arbeiten fortgeschritten? 
Wenn nein, warum nicht? 

2) Wurde vom Umweltministerium ein Leitfaden zur Vollziehung 
des UVP-Gesetzes erarbeitet und den Landesregierungen zur 
Verfügung gestellt? 

3) Ist der Bundesministerin für Umwelt, Jugend und Familie 
bekannt, ob die Landesregierungen bereits Maßnahmen zur 

Neustrukturierung der Verwaltungsorganisation zur Voll­

ziehung des UVP-Gesetzes gesetzt haben und welche 

Neustrukturierungen jeweils geplant sind? 

4) Wurden bereits Maßnahmen zur Einsetzung des Umweltrates 
gesetzt? 

5) Wurden bereits Maßnahmen zur Einrichung des Umweltsenats 
gesetzt? 

6) Wurden bereits nähere Detaillierungen für die von den 

zuständigen Behörden durchzuführenden Arbeiten wie 

Abklärung des Untersuchungs rahmens nach § 4 sowie 

Erstellung des Prüfbuches nach § 11 vorgenommen? 

5959/J XVIII. GP - Anfrage (gescanntes Original)2 von 2

www.parlament.gv.at




